Anlage 6 zur GRDrs 797/2015
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2016
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1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung einer Stelle in A 11 für zentrale Radverkehrsangelegenheiten bei der Straßenverkehrsbehörde beim Amt für öffentliche Ordnung.
2
Schaffungskriterien

Es ist eine erhebliche Arbeitsvermehrung eingetreten, die durch andere Maßnahmen nicht aufgefangen werden kann. Durch das bestehende Kapazitätsdefizit sind bezüglich der Überprüfung von bestehenden Radverkehrsanlagen auf Optimierungsmöglichkeiten im Radverkehrsnetz, bei der Bearbeitung von Rechtsverfahren in Zusammenhang mit Radverkehrsanlagen, bei der Koordinierung und Beratung/Mitwirkung bei der Anordnung von Strassenarbeiten im öffentlichen Straßenraum sowie bei der Umsetzung der Fördermaßnahmen der den Radverkehr entsprechenden Verkehrsziele der Stadt Stuttgart Rückstände entstanden. Auf die GRDrs 789/2015 „Haushaltspaket Mobilität“ darf verwiesen werden.

3
Bedarf

3.1
Anlass

Zum Stellenplan 2014 wurde für das Thema Radverkehr eine 0,5 Stelle mit KW-Vermerk 01/2018 geschaffen, um eine Einheitlichkeit der Radverkehrsregelungen im gesamten Stadtgebiet und die notwendige Koordination in Radverkehrsangelegenheiten zu erreichen. Seit Besetzung der 0,5 Stelle ist das Amt für öffentliche Ordnung wieder in den entsprechenden stadtinternen Radverkehrsgremien präsent. Hier erfolgt die grundlegende Arbeit der Radverkehrsplanung. In den Gremien werden auch Unzulänglichkeiten, Gefahrenpunkte und Missstände im Radverkehrsnetz zentral besprochen. Durch den übergreifenden Überblick über Planung und Mängel von Radverkehrsanlagen werden Planungsfehler vermieden und die Beteiligten haben mit dem/der Mitarbeiter/-in des Amts für öffentliche Ordnung einen zentralen Ansprechpartner für verkehrsbehördliche Fragestellungen und Maßnahmen. Gleichzeitig wird dadurch sichergestellt, dass eine einheitliche Bearbeitung gleicher, den Radverkehr betreffenden Sachverhalte im ganzen Stadtgebiet erfolgt. Es konnte auch die Verzahnung der Radverkehrsangelegenheiten in die normalen Anordnungsvorgänge der Bezirkssachbearbeiter/-innen erreicht und der dort vorhandene Mehraufwand bei der Bearbeitung hinsichtlich Radverkehrsangelegenheiten in 50% der Vorgänge aufgefangen werden. Auch Projekte auf den Hauptradrouten konnten durchgeführt werden. 
Allerdings konnten die in den vergangenen Jahren entstandenen Mehraufwände durch die neu geschaffenen Stellenanteile nicht komplett aufgefangen werden, sodass weiterhin Aufgaben nicht bearbeitet werden können: Einbahnstraßen für Radfahrer öffnen, Rechtsverfahren nach Einrichtung von Rad-Verkehrsanlagen, Anfragen aus dem Baustellensachgebiet. Darüber hinaus kann die angedachte Zentralisierung der Beantwortung der Gelben Karten bezüglich des Radverkehrs nicht erfolgen. Die Personalkapazitäten reichen auch nicht aus, um folgende weiterführende konzeptionelle Arbeiten anzugehen:
- 
Revision der vielen Regelungen mittels "Gehweg, Rad frei", die vielfach nicht mehr den Sicherheitsvorschriften sowie dem Verkehrssicherheitskonzept der Landesregierung für den wachsenden Radverkehr entsprechen.
- 
Umsetzung weiterer gewünschter Beschleunigungseffekte bzgl. Radverkehrsanlagen in der erforderlichen/festgelegten Zeit.
Letztlich reagiert die Straßenverkehrsbehörde bisher überwiegend nur im Bestand der Radverkehrsanlagen. Mit der politisch gewollten Steigerung des Fahrradverkehrs-anteils von 7% auf zunächst 20 % werden daher weiterhin zunehmend neuralgische Punkte im Straßenverkehr auftreten.
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Um eine Einheitlichkeit der Radverkehrsregelungen im gesamten Stadtgebiet und die notwendige Koordination in Radverkehrsangelegenheiten zu erreichen, wurde zum Stellenplan 2014 eine 0,5 Stelle geschaffen. Die Besetzung erfolgte zum 01.05.2014; die Mitarbeiterin musste zunächst eingearbeitet werden. Seitdem werden die Aufgaben durch die bestehende 0,5 Stelle im Rahmen der Kapazitäten wahrgenommen, jedoch reichen diese nicht aus, um alle notwendigen Aufgaben erfüllen zu können.
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Die Arbeitsrückstände und Förderungsmaßnahmen des Radverkehrs, entsprechend den Verkehrszielen der Stadt Stuttgart, könnten weiterhin nur teilweise im Rahmen einer Priorisierung umgesetzt werden. 
4.
Stellenvermerke

Keine
